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Drudksache 1483 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Juni 1955 

6 — 65304 — 1828/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Einundvierzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Aluminium-Zollkon- 
tingent) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Es handelt sidi um eine dringlidie Zollvorlage im Sinne des § 96 a 
der Gesdiäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhelnallee 20 Telefon 3551 



Entwurf einer Einundvierzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 
(Aluminium-Zollkontingent) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Zollsatz für die nachstehend bezeich- 
neten Waren wird für die Zeit vom 1. Juli 
1955 bis zum 31. Dezemlber 1955 wie folgt 
geändert: 


Tarifnr. 

1 

Bezeichnung der Waren 

Neuer 
Zollsatz 
"/o ; 

des Wertes i 

1 

j Nachrichtlido: 
Bisheriger 
Zollsatz 



des Wertes 

76 01 

aus A - 1 Aluminium, roh, nicht legiert, in 
Form von Masseln, Blöcken, Ingots, 
Knüppeln, Platten und Drahtbarren im 
Rahmen eines Zollkontingents bis zu 
einer Gesamtmenge von 20 000 t . . • 

1 

frei 

I 

i 

12 

• 

Die Abfertigung ist nur bei den vom 
Bimdesmlnister der Finanzen zu bestim- 
menden Zollstellen zulässig. 

1 1 
' 

1 



§ 2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maß- 
gabe des § 12 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


2 


Begründung 


Die Bundesrepublik Deutschland ist gegen- 
wärtig nicht in der Lage, den Bedarf an Rah- 
aluminium zur Versorgung der inländischen 
Verarbeiter aus eigener Erzeugung voll zu 
decken. Sie ist ideshalb auf Einfuhren ange- 
wiesen. Der Zollsdiutz für die inländischen 
Erzeuger von Rohaluminium beträgt 12 Vo 
des Wertes. Diesem Satz liegen — soweit es 
sich um die Auslandspreise handelt — preis- 
lich günstige Bedingungen zugrunde, zu de- 
nen die Bundesrepublik bisher einführen 
konnte. Seit Beginn des Jahres 1955 haben 
sich diese preisgünstigen Einkaufsmöglichkei- 
ten auf dem Weltmarkt für die Bundesrepu- 
blik Deutschland merklich verringert. Die 
Bundesrepublik Ist daher genötigt, ihren Ein- 
fuhrbedarf zu nicht unerheblich höheren 
Preisen als bisher zu decken. Durch die noch 
hinzukommende Zollbelastung von 12 ®/o des 


Wertes wird das eingeführte Rohaluminium 
derartig verteuert, daß sich eine Preisge- 
fährdung auf diesem Wirtschaftssektor anzu- 
bahnen droht. Dieser volkswirtschaftlich un- 
erwünschten Entwicklung wird zweckmäßig 
dadurch begegnet, daß für die zur Schließung 
der Bedarfslücke erforderliche Menge, die für 
das 2. Halbjahr 1955 mit etwa 20 000 t an- 
zunehmen ist, Zollfreiheit gewährt wird. 

Die Verordnung sieht deshalb für Rohalumi- 
nium, nicht legiert. In Form von Masseln, 
Blöcken, Ingots, Knüppeln, Platten und Draht- 
barren bis zu einer Gesamtmenge von 20 000 1 
für die Zeit vom 1. Juli 1955 bis zum 31. De- 
zember 1955 Zollfreiheit vor. 

Wegen der Überwachung des Zollkontingents 
Ist es erforderlich, die Einfuhr auf bestimmte, 
vom Bundesminister der Finanzen festzu- 
legende Zollstellen zu beschränken. 
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